
Die Energiewende ist nicht der
Hauptgrund für steigende
Strompreise, sagt Claudia Kem-
fert, die Energieexpertin des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung. Sie hofft auf
mehr Wettbewerb beim Strom.

DIETER KELLER

Frau Prof. Kemfert, mit welchen
Preiserhöhungen müssen Privat-
haushalte im nächsten Jahr beim
Strom rechnen?
CLAUDIA KEMFERT: Die Energie-
wende hat zur Folge, dass bis 2022
alle Kernkraftwerke abgeschaltet
werden und dass der Anteil der er-
neuerbaren Energien zunimmt. Das
hat nicht nur preissteigernde, son-
dern auch preissenkende Effekte.
Steigernd wirkt sicherlich die EEG-
Umlage zur Förderung erneuerba-
rer Energien. Wie stark, hängt ent-
scheidend vom Zubau bei Solar-
und Windkraftanlagen ab. Für eine
Entlastung sorgt der Handel an der
Strombörse. Dort sinkt der Preis mit
der Zunahme der erneuerbaren
Energie. Hinzu kommt der zuneh-
mende Wettbewerb. Dadurch kön-
nen nicht alle Kosten automatisch
auf die Verbraucher abgewälzt wer-
den.

Sie sagen, die Energiewende koste
den Einzelnen gar nicht viel – wa-
rum?
KEMFERT: Es hängt entscheidend
von den Einzelfaktoren ab, und da
gibt es noch einige Unsicherheits-
faktoren, insbesondere bei der Be-
rechnung der Umlage zur Förde-
rung erneuerbarer Energien durch
die vielen Ausnahmeregelungen.

Und was kommt 2013 unterm Strich
heraus?
KEMFERT: Es wird leichte Preisstei-
gerungen geben, aber keine Preisex-
plosionen. Die Strompreise würden
übrigens auch ohne Energiewende
steigen. Sie selbst hat daran nur ei-
nen kleinen Anteil.

Gibt es beim Strom genug Wettbe-
werb?
KEMFERT: Eindeutig noch nicht.
Durch die Energiewende gibt es hof-
fentlich bald mehr Anbieter. Es kom-
men neue Spieler hinzu. Die Stadt-
werke werden gestärkt. Ausländi-
sche Anbieter dürften ebenso mehr
in Deutschland aktiv werden wie
neue mittelständische Unterneh-
men oder Energiegenossenschaf-
ten. Dadurch kommen die vier gro-
ßen Energiekonzerne mehr und
mehr unter Druck, und das wirkt
sich auch positiv auf die Preise aus.
Aber da haben wir noch einen lan-

gen Weg vor uns. Letztlich besteht
die große Hoffnung, dass die preis-
senkenden Faktoren – wie beispiels-
weise der derzeit sinkende Börsen-
strompreis – bei den Verbrauchern
auch ankommen.

Bei der Solarförderung haben sich
Koalition und Opposition mühsam
auf Kürzungen geeinigt. Ist das Er-
gebnis sinnvoll?
KEMFERT: Die Kürzung der garan-

tierten Strompreise für Solaranla-
gen halte ich für sinnvoll. Es gab er-
hebliche Kostenreduktionen bei
den Photovoltaikanlagen. Allein in
den letzten beiden Jahren haben
sich die Preise fast halbiert. Bei den
Anlagen sind ein massiver Wettbe-
werb aus Asien und Überkapazitä-
ten zu beobachten, was den Druck
auf die einheimischen Hersteller er-
höht. Davon sollten auch die Strom-
verbraucher profitieren. Schädlich

für Investoren sind hauptsächlich
die politischen Unsicherheiten,
wann und in welcher Höhe Vergü-
tungssätze verändert werden.

Geringverdiener klagen immer häu-
figer, sie hätten wegen der starken
Preissteigerungen Probleme, ihre
Stromrechnung zu bezahlen. Sollten
sie einen Basisbedarf kostenlos oder
zu einem günstigeren Preis bekom-
men?
KEMFERT: Das ist keine schlechte
Idee. Die Strompreise für die priva-
ten Haushalte sind viel stärker ange-
stiegen als die EEG-Umlage. Die
Konzerne konnten wegen des man-
gelnden Wettbewerbs hohe Preise
verlangen und auch Mitnahmeef-
fekte erzielen. Sie sind eine Black
Box – ihre Kalkulation ist nicht zu
durchschauen. Für richtig halte ich
auch den Vorschlag von Bundesum-
weltminister Peter Altmaier, den
Haushalten beim Stromsparen zu
helfen. Allerdings reicht eine Bera-
tung allein nicht aus. Man müsste
Geringverdiener beim Kauf strom-
sparende Geräte unterstützen.

An der Energiewende wird häufig kri-
tisiert, die Regierung handle nicht
konsequent genug. Ist diese Klage be-
rechtigt?
KEMFERT: Die Ziele der einzelnen
Bundesländer sind sehr unter-
schiedlich, und sie müssen gut koor-
diniert werden. Außerdem ist
Deutschland keine Insel. Wir müs-
sen uns gerade mit unseren Nach-
barländern besser abstimmen. Wir
brauchen neue Stromtrassen von
Nord nach Süd und ins europäische
Ausland. Wir brauchen dezentrale
intelligente Netze. Nötig ist ein
neues kluges Marktdesign: Angebot
und Nachfrage müssen intelligent
aufeinander abgestimmt werden.
Die Nachfrageseite wurde bisher
gar nicht im System berücksichtigt.
Wir brauchen Speicher und eine in-
telligente Netzsteuerung. All das
muss gesteuert werden – eine große
Aufgabenliste, die abgearbeitet wer-
den muss. Das ist die Aufgabe der
Bundesregierung. Sie erfordert ei-
nen langen Atem und Geduld. In ei-
nem Jahr ist nicht alles zu schaffen.

Haben die Bundesländer zu sehr nur
ihre eigenen Interessen im Sinn und
nicht das große Ganze?
KEMFERT: Die Länder versuchen
erst einmal umzusetzen, was sie vor
Ort brauchen, und es ist richtig,
dass sie sich positionieren. Bayern
beispielsweise hat andere Heraus-
forderungen und Ausgangsbedin-
gungen zu bewältigen als Baden-
Württemberg oder Niedersachsen.
Die Bundesregierung muss das viel
besser als bisher koordinieren und
auf eine einheitliche Linie bringen.

Seitwärts heißt das Motto der-
zeit an der Börse, vermutlich
auch für die nächsten Wochen

und Monate. Mehr als 6500 oder
6600 Punkte hat kaum ein Börsia-
ner für das Jahresende im Moment
auf dem Schirm. „Es bewegt sich
viel und doch tut sich herzlich we-
nig“, umschreibt Gianni Hirschmül-
ler vom Analysehaus Cognitrend
die Lage. Tatsächlich kann etwa von
Entspannung der Euro-Schulden-
krise keine Rede sein. Jan Gengel
von der Berliner Weberbank sieht
zudem eine aufziehende „konjunk-
turelle Gewitterfront“. Der wichtige
Ifo-Geschäftsklimaindex ist zum
zweiten Mal hintereinander zurück-
gegangen, in den USA läuft die Kon-
junktur holprig, China verfehlt
seine Wachstumsziele.

Es gibt aber auch ermutigende
Signale. Die Inflationsrate zeigt
nach unten, einige Halbjahresbe-
richte von Unternehmen zeigen er-
staunlich erfreuliche Ergebnisse,
etwa SAP oder Südzucker. Von Ak-
tienkäufen rät Weberbank-Experte
Gengel trotzdem ab: Man solle „das
Pulver trocken halten“. Auch wenn
die Bewertung des Aktienmarktes
derzeit günstig sei. „Viel hängt jetzt
von den Entscheidungen der Politi-
ker und der EZB ab“, glaubt der re-
nommierte Vermögensverwalter
Jens Ehrhardt: „Ohne massive Sti-
mulierungsmaßnahmen ist eine
Hausse in Deutschland noch nicht
realistisch.“  ROLF OBERTREIS

Claudia Kemfert begrüßt den durch die Energiewende ausgelösten verstärkten
Wettbewerb. Er werde die Preise senken. Foto: DIW

Eine Vermögensabgabe zur Be-
kämpfung der Schuldenkrise ge-
fährdet nach Ansicht der Wirt-
schaft die Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands.

Berlin. Die deutsche Wirtschaft
lehnt eine Vermögensabgabe zur Be-
wältigung der ausufernden Staats-
schuldenkrise ab. Sie sei kontrapro-
duktiv, sagte der Chef des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie
(BDI), Hans-Peter Keitel, der „Welt
am Sonntag“. Ein großer Teil des Pri-
vatvermögens sei in Unternehmen
gebunden. Auch Vertreter des Mit-
telstands wiesen Überlegungen zu
einer Zwangsabgabe zurück, wie sie
das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) ins Spiel ge-
bracht hatte. Das würde die Eigentü-
mer der Betriebe massenhaft ins
Ausland treiben, sagte der Vorstand
der Stiftung Familienunternehmen,
Brun-Hagen Hennerkes.

Viele Unternehmen seien bereits
hoch belastet. Dringend notwendi-
ges Eigenkapital dürfe nicht stärker
besteuert und damit entzogen wer-
den. Das DIW hatte vorgeschlagen,
Bürger mit Vermögen ab 250 000 a

beziehungsweise 500 000 a bei Ver-
heirateten über Zwangsanleihen für
die Sanierung der öffentlichen Fi-
nanzen zur Kasse zu bitten.

Die Koalition schloss Steuererhö-
hungen zur Bekämpfung der Schul-

denkrise aus. CDU-Generalsekretär
Hermann Gröhe erklärte: „Ein derar-
tiger Lastenausgleich ist allenfalls
ein Mittel für Notsituationen – da-
von ist unser Land weit entfernt.“

Am Donnerstag wird der Bundes-
tag voraussichtlich entscheiden, ob
sich Deutschland an der 100 Mrd. a

schweren Rettungsaktion für die
maroden spanischen Banken betei-
ligt. Das Land soll die Unterstüt-
zung – anders als Irland, Griechen-
land und Portugal – ohne Reform-
auflagen erhalten. Die Bedingun-
gen beziehen sich nur auf den Ban-
kensektor.

Deutschlands Ökonomen sind
derweil über Wege aus der Krise wei-
ter uneins. Einer der größten Streit-
punkte bleibt der Umgang mit maro-
den Banken. „Wir brauchen eine
einheitliche EU-Finanzmarktregu-
lierung, einen Abwicklungsprozess
für insolvente Banken und einen Re-
kapitalisierungsfonds“, forderte der
Chef des Instituts für Weltwirtschaft
(IfW), Dennis Snower. Der Finanz-
wissenschaftler Bernd Raffelhüs-
chen sagte dagegen: „Bezahlt wird
erst, wenn es die Regulierung gibt,
nicht umgekehrt.“ Laut Berechnun-
gen des Ifo-Instituts wurden in den
vergangenen fünf Jahren rund 1,53
Billionen a an Hilfen zur Verfügung
gestellt. „Geholfen hat es nicht. Die
Krise geht weiter, weil ein Fass ohne
Boden nicht gut zu füllen ist“, sagte
Ifo-Chef Hans-Werner Sinn.  dpa

Die Bankberatung soll transpa-
renter werden. Das ist sie aber
noch nicht, lautet der Vorwurf.
Jetzt wird eine schärfere Kon-
trolle überlegt.

Berlin. Kommen die Banken den ge-
setzlich vorgeschriebenen Pflichten
bei der Beratung ihrer Kunden
nach? Testkunden der staatlichen Fi-
nanzaufsicht könnten bald Kunden-
berater von Banken kontrollieren –
quasi als verdeckte Ermittler. Ein
Sprecher des Bundesfinanzministe-
riums bestätigte einen Bericht der
WAZ-Mediengruppe, wonach die
Bundesregierung eine gesetzliche
Regelung prüft, nachdem ein frühe-
rer Anlauf an Datenschutzbeden-
ken gescheitert war.

Seit 1. Januar 2010 sind etwa Ge-
sprächsprotokolle vorgeschrieben,
die schriftlich festhalten, was der Be-
rater bei Anlagen in Wertpapieren
verspricht. Sie müssen vom Berater
unterschrieben und den Kunden
ausgehändigt werden.

Das kann bei Streitigkeiten über
eine mögliche Falschberatung ein
wichtiges Dokument sein. Doch
trotz der gesetzlichen Pflicht werde
teils überhaupt keine Aufzeichnung
ausgehändigt oder sie enthalte
nicht die wesentlichen Punkte, mo-
nierte etwa der Verbraucherzen-
trale Bundesverband (vzbv). Die Stif-
tung Warentest bemängelte eine un-

zureichende Beratung bei Verbrau-
cherkrediten. Banken hätten etwa
vorgeschriebene Informationsblät-
ter, die einen Überblick über we-
sentliche Konditionen des Ange-
bots bieten müssen, nicht ausge-
händigt.

Die Verbraucherschützer bekom-
men ihre Informationen von Test-
kunden, die vorgeben, sich für eine
Geldanlage oder einen Kredit zu in-
teressieren. Geht es nach der Bun-
desregierung, dann könnte auch
die Finanzaufsicht Bafin bald sol-
che verdeckten Kontrolleure einset-
zen. Allerdings: Es gibt noch erhebli-
chen Klärungsbedarf zu möglichen
verfassungsrechtlichen Bedenken.
Dabei gehe es um Datenschutz und
die Grundrechte der Bankberater.

Denkbar ist dem Sprecher zu-
folge, dass die Bafin externe Dienst-
leister beauftragt, in Beratungsge-
sprächen die Einhaltung gesetzli-
cher Vorgaben zu prüfen. Bei Verstö-
ßen drohen Geldstrafen.

Das ebenfalls beteiligte Verbrau-
cherschutzministerium erklärte
laut dem WAZ-Bericht: „Wir hoffen,
dass es gelingt, das Projekt so bald
wie möglich zu starten.“ Es könnte
einen wichtigen Beitrag zu einer
besseren Anlageberatung leisten.
Verbraucherschützer begrüßten
das Vorhaben: Der geplante Einsatz
von Testkunden sei ein wichtiges In-
strument, sagte der vzbv-Finanzex-
perte Frank-Christian Pauli.  dpa

Konsequent
seitwärts

Kronzeuge Deutsche Bank
Die Deutsche Bank kommt in der Li-
bor-Affäre um manipulierte Zinssätze
offenbar in den Genuss der Kronzeu-
genregelung und kann damit Bilanz-
schäden minimieren. Laut einer Stu-
die müssen die verdächtigten rund 20
Banken Schadensersatzforderungen
von 22 Mrd. Dollar fürchten.

Streiks zur Urlaubszeit
Reisende müssen in der Urlaubszeit
mit Streiks bei der Deutschen Bahn
rechnen. Gebe es bei der kommenden
Tarifrunde über eine Lohnerhöhung
am 23. Juli keine Fortschritte, „kann
es noch in den Ferien Warnstreiks ge-
ben“, sagt der Vorsitzende der Lokfüh-
rergewerkschaft GDL, Claus Weselsky.

Daimlers Kompakter
In Rastatt rollt ab diesen Montag die
neue Generation der Mercedes-
A-Klasse vom Band. Daimler bläst da-
mit zum Angriff auf die Konkurrenz
von Audi und BMW. Experten halten
den neuen Kompakten für die wich-
tigste Modellneuerung für Mercedes
Benz in den kommenden Jahren.

Werbekönig Klopp
Meistertrainer Jürgen Klopp hat Kai-
ser Franz Beckenbauer offenbar als
Werbekönig im deutschen Fußball ab-
gelöst. Borussia Dortmunds Coach

Klopp kommt auf mittlerweile sieben
Sponsoren. Aufgrund seiner charisma-
tischen Ausstrahlung sei Klopp im Ver-
gleichzu anderen Sportgrößen univer-
seller einsetzbar. Klopp bekommt of-
fenbar Sponsoringeinnahmen von
mehr als 1,5 Mio. a im Jahr.

Südwesten auf Platz 2
Internationale Investoren zieht es ei-
ner Studie zufolge vor allem nach
Nordrhein-Westfalen. Platz zwei be-
legt Baden-Württemberg, dahinter
folgen Hessen, Bayern und Berlin. Die
vielen Ansiedlungen – 2011 stieg ihre
Zahl um 7 Prozent – machten sich auf
dem Arbeitsmarkt bemerkbar. Über
17 000 Stellen sind so entstanden.

Milliardenvergleich
Mit einer Rückzahlung von umgerech-
net 3,3 Mrd. a haben die beiden füh-
renden Kreditkartenfirmen Visa und
Mastercard sowie mehrere Banken ei-
nen jahrelangen Gebührenstreit mit
Händlern beigelegt.

Wirtschaft warnt vor
Vermögensabgabe
Ökonomen uneins über Krisenbekämpfung

Werden die Kunden
auch richtig beraten?
Regierung prüft verdeckte Tests in Banken

Claudia Kemfert (43) lei-
tet seit April 2004 die Abtei-
lung Energie, Verkehr, Um-
welt am Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung
(DIW) in Berlin. Seit April
2009 ist sie zudem Profes-
sorin für Energieökonomie
und Nachhaltigkeit an der
Hertie School of Gover-
nance, einer private Hoch-

schule in der Hauptstadt,
die von der Hertie-Stiftung
getragen wird. Zuvor hatte
sie fünf Jahre lang eine Pro-
fessur für Umweltökonomie
an der Berliner Humboldt
Universität.

Ihr Hauptthema sind die
ökonomischen Folgen der
Energie- und Klimaschutz-

politik, für das sie sich ei-
nen guten Ruf erarbeitet
hat. Sie ist auch in der Poli-
tikberatung tätig und seit
2011 Mitglied des Club of
Rome. In Nordrhein-Westfa-
len war sie im Schattenkabi-
nett des CDU-Kandidaten
Norbert Röttgen als Ener-
gie- und Klimaministerin
vorgesehen.  dik

Werbemäßig
vielseitig ver-
wendbar: Dort-
munds Fußball-
trainer Jürgen
Klopp

Berlin/Rüsselsheim. Der ins
Schleudern geratene Autobauer
Opel soll unter neuer Führung wie-
der in die Spur kommen. Für den
überraschend ausgeschiedenen Vor-
standschef Karl Friedrich Stracke
muss schnell ein Nachfolger her. Als
heißester Kandidat gilt Strategievor-
stand Thomas Sedran. Der Chef-
wechsel schürt bei Opel aber auch
neue Ängste vor einem Kahlschlag.
Insider sind überzeugt, dass die US-
Mutter GM einen Nachfolger einset-
zen wird, der härter durchgreift.

Opel-Interimschef Stephen Gir-
sky forderte eine rasche Änderung
der Unternehmensstrategie. Von
den Mitarbeitern verlangte er zu-
sätzliche Anstrengungen.

IG-Metall-Chef Berthold Huber
forderte einen entschlossenen Vor-
stand. „Wir brauchen jemanden,
der die Beschäftigten einbezieht.
Manager, die mit frischen Ideen für
eine Aufbruchstimmung sorgen“,
sagte er.  dpa

BÖRSENPARKETT

Opel: Chef aus
eigenem Lager

„Keine Preisexplosionen“
Energieexpertin Kemfert rechnet nur mit leichten Steigerungen beim Strom

Expertin für ökonomische Folgen der Klimapolitik
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